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Auch die deutsche Bauindustrie ist in großer Sorge, dass Wohnen in Deutschland zur  
Armutsfalle wird. Im Zusammenhang mit der Bekanntgabe der Neuauflage der Neubau-
förderung durch das Bundesbauministerium platzte, so der Hauptgeschäftsführer des 
Hauptverbandes der Deutschen Bauindustrie Tim-Oliver Müller, jegliche Hoffnung auf  
eine Trendwende. Die Talfahrt am Wohnungsmarkt werde vielmehr zementiert. 

Müller wörtlich: 

“Natürlich stehen wir hinter den Klimaschutzzielen im Gebäudebereich, ich mache mir aber ernsthafte und große 
Sorgen, dass das Wohnen in Deutschland zu einer Armutsfalle wird. Denn es fehlen schlicht und ergreifend ausrei-
chend Bauaufträge, um bezahlbaren Wohnraum für die Mitte der Gesellschaft, für dringend benötigte Fachkräfte und 
Flüchtlinge, die bei uns Schutz vor dem Krieg suchen, zu schaffen. Mangelnde Aufträge machen dabei auch unseren 
Betrieben immer mehr zu schaffen, ein Auftragseinbruch von 30 Prozent geht nicht spurlos am Bau vorbei. Eine aus-
reichende und verlässliche Förderkulisse wäre deshalb in erster Linie notwendig, um den Spalt zwischen Mieten, die 
aufgrund aktueller Bau- und Materialkosten gezahlt werden müssten, und Mieten, die politisch und sozial erwünscht 
sind, zu schließen. Sie wäre aber auch eine wirtschaftspolitische Maßnahme, um den meist mittelständischen Bau-
unternehmen nicht die Luft zum Atmen zu nehmen.“

Ampel zementiert Talfahrt am Wohnungsmarkt

Bauhauptgewerbe:
Tarifparteien einigen sich auf Inflationsausgleichsprämie

Die Tarifvertragsparteien der Baubranche (Zentralver-
band Deutsches Baugewerbe, Hauptverband der Deut-
schen Bauindustrie und IG Bauen-Agrar-Umwelt) haben 
sich nach intensiven Verhandlungen auf eine tarifver-
tragliche Inflationsausgleichsprämie geeinigt. 

Der neue Tarifvertrag mit einer Laufzeit von zwei Jahren 
sieht neben bereits Ende 2021 beschlossenen Lohn- 
und Gehaltserhöhungen sowie Einmalzahlungen für 
2021, 2022 und 2023 nunmehr für alle Arbeitnehmerin-
nen und Arbeitnehmer eine zusätzliche Inflationsaus-
gleichsprämie in Höhe von insgesamt 1.000 Euro vor, 
von denen je 500 Euro in diesem und dem kommenden 
Jahr gezahlt werden. Teilzeitbeschäftigte erhalten an-
teilige Leistungen, Auszubildende insgesamt 300 Euro, 
ebenfalls in Teilbeträgen für beide Jahre.

Beide Vertragsseiten sind sehr froh, eine schnelle Eini-
gung für die Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer am 
Bau gefunden zu haben. Ziel war es, in der aktuell schwie-
rigen wirtschaftlichen Situation, in der sich viele private 
Haushalte befinden, die attraktiven tariflichen Rahmen-
bedingungen für die Beschäftigten und Auszubildenden 
im Bauhauptgewerbe aufrechtzuerhalten. Der Abschluss 
zeigt, dass die Bauunternehmen trotz der aktuell großen 
Herausforderungen für die Bauwirtschaft weiterhin eine 
gute Beschäftigungsperspektive bieten.

Mit dem Tarifabschluss haben die Tarifvertragsparteien  
am Bau erneut unter Beweis gestellt, dass sie zum  
Wohle der Bauleute und deren Unternehmen akute  
Herausforderungen sozialpartnerschaftlich lösen. Ge-
rade angesichts des Fachkräftemangels ist dies ein  
klares Signal für eine stabile Zukunft am Bau.

Tim-Oliver Müller  
Hauptgeschäftsführer des 

Hauptverbandes der  
Deutschen Bauindustrie
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Vor kurzem ist in Wilhelmshaven das erste deutsche 
LNG-Terminal in Betrieb gegangen. Die Erstellung 
ist in rekordverdächtiger Zeit erfolgt, was maßgeb-
lich durch das sog. LNG-Beschleunigungsgesetz er-
reicht worden sein dürfte. Dieses sieht im Bereich des 
Vergaberechtes u.a. eine Abkehr vom sonst strikten 
Gebot der Aufteilung in Fach- und Teillose vor. In die 
gleiche Richtung, aber nicht ganz so weit, geht auch 
das Gesetz zur Beschleunigung von Beschaffungs-
maßnahmen für die Bundeswehr.

Sollte Ihrer Ansicht nicht vor diesem Hintergrund 
über eine generelle Lockerung des strikten vergabe-
rechtlichen Gebotes zur Aufteilung in Fach- und Teil-
lose nachgedacht werden?

Minister Olaf Lies: Dass das LNG-Terminal in Wilhelms-
haven nur 194 Tage nach dem ersten Rammschlag eröff-
net wurde, zeigt, dass wir Projekte schnell vorantreiben 
können, wenn wir die Herausforderungen gemeinsam an-
gehen. Das ist ein wichtiges Signal für die Bürger und die 
Wirtschaft. Große Herausforderungen bedeuten für Nie-
dersachsen auch, dass sich große Möglichkeiten ergeben. 
Der Standort Wilhelmshaven zeigt eindrucksvoll, dass die 
Industrie der Energie folgt. Das bedeutet, dass die Inves-
titionen, die wir heute tätigen, Magneteffekte für weitere 
Ansiedlungen und neue, gute Arbeitsplätze haben. Nie-
dersachsen ist das Tor und die Drehscheibe für erneuer-
bare Energien und Hotspot für nachhaltiges Wirtschaften. 

Mit dem LNG-Beschleunigungsgesetz sollen die deut-
schen LNG-Terminals so schnell wie möglich gebaut 
werden, um die Abhängigkeit von russischem Gas ver-
mindern zu können. Die Terminals liegen im überragen-

den öffentlichen Interesse 
und im Interesse der öf-
fentlichen Sicherheit. Bei 
der Abkehr vom strikten 
Gebot der Losaufteilung 
in den beiden angespro-
chenen Bereichen handelt 
es sich um Sonderfälle. Mit 
den beschleunigten Be-
schaffungsprozessen für die Bundeswehr soll eine zü-
gige Erhöhung der Einsatzbereitschaft der Streitkräfte 
erreicht werden. Auch daran besteht ein überragendes 
öffentliches Interesse. Das Gebot der Aufteilung in Fach- 
und Teillose soll auch kleine und mittlere Unternehmen 
in die Lage versetzen, sich an Ausschreibungen im öf-
fentlichen Sektor unmittelbar zu beteiligen. Die nieder-
sächsische Wirtschaft ist überwiegend von kleinen und 
mittleren Unternehmen geprägt. Es gibt in Niedersach-
sen etwa 288.000 solcher Unternehmen – darunter be-
finden sich 83.000 Handwerksbetriebe. Der Mittelstand 
ist also das Herz und der Motor der Wirtschaftsentwick-
lung in Niedersachsen. Diesen Unternehmen möchten 
wir weiter alle Möglichkeiten einräumen, direkt an öf-
fentliche Aufträge zu gelangen – und nicht nur als Nach-
unternehmer zu eingeschränkten Konditionen. 

Eine Zusatzanfrage. 
Anfang Januar hat die SPD bei der Bundes-Jahresauf-
takt-Klausur verkündet, beim Infrastruktur-Ausbau 
den „Turbo einlegen“ zu wollen und eine Offensive für 
die Erneuerung der Infrastruktur in Deutschland zu 
starten. Genannt wurden dabei neben der Schienen-
infrastruktur auch die Straßen und Brücken. 

Niedersachsen als Flächenland ist auf eine 
gute verkehrliche Infrastruktur angewiesen 

Immer wieder hagelt es Kritik an der Ampel-Koalition im 
Hinblick auf die Planungsbeschleunigung für Infrastruk-
turprojekte. Auch BDI-Hauptgeschäftsführerin Tanja  
Gönner mahnte zuletzt an: „Die Beschleunigung von 
Planungs- und Genehmigungsverfahren muss jetzt 
kommen, keine weitere Zeit darf verloren gehen. Die In-
dustrie erwartet, dass der Koalitionsausschuss endlich 
mehr Tempo beschließt. Ein weiterer Entscheidungsstau 
würde die ehrgeizigen Klimaschutzziele der Fortschritts
koalition immer stärker gefährden.“ 

Es müsse darum gehen, die Transformation in sämtli-
chen Wirtschaftsbereichen zu beschleunigen. „Das vom 
Bundeskanzler propagierte Deutschland-Tempo muss 
genauso für industrielle Anlagen sowie die Verkehrs- 
und Digitalinfrastruktur zum Einsatz kommen. Jede 

Produktionsumstellung, etwa für die Erzeugung von 
Wasserstoff, und jede Erneuerung der Infrastruktur, etwa 
von Brücken, Schleusen und Schienenwegen, braucht 
eine Genehmigung. Die Bundesregierung muss den Weg 
für Investitionen in dreistelliger Milliardenhöhe ab sofort 
und in den kommenden Jahren frei machen“, fordert die 
BDI-Chefin.

Tatsächlich hatten die gesetzgeberischen Initiativen bis-
lang keinen spürbaren Effekt. Stattdessen gibt es Streit 
um Zuständigkeit und Kompetenz. Auch innerhalb der 
Koalition. Aber nicht nur die Ampel, auch Bund, Länder 
und Kommunen insgesamt müssen wesentlich intensiver 
und lösungsorientierter zusammenarbeiten. Damit die 
zahlreichen, längst überfälligen Infrastrukturprojekte den 
Standort Deutschland nicht weiter gefährden.

BESCHLEUNIGEN, NICHT ENTSCHLEUNIGEN
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Olaf Lies 
Niedersächsischer Minister  

für Wirtschaft, Verkehr,  
Bauen und Digitalisierung
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Welche zusätzlichen Möglichkeiten sehen Sie für 
einen „Niedersachsen-Turbo“ im Rahmen Ihrer  
Ressortzuständigkeiten? 

Minister Olaf Lies: Niedersachsen bringt sich intensiv 
in den gemeinsamen „Pakt zur Beschleunigung von 
Planung und Genehmigung“ des Bundes und der Län-
der ein, um Beschleunigungsmöglichkeiten im Zustän-
digkeitsbereich des Bundes umzusetzen, denn gerade 
große Infrastrukturprojekte von Deutscher Bahn und 
Autobahn GmbH sind keine Angelegenheiten der Län-
der. Von unserer Seite gibt es zahlreiche Verbesserungs-
vorschläge, weil wir die Zeichen der Zeit erkannt haben 
und bereits 2019 einen Interministeriellen Arbeitskreis 
gebildet haben, der 2021 Handlungsempfehlungen für 
Beschleunigungen gegeben hat. Die Länder unterstüt-
zen den Bund beispielsweise bei Personalkapazitäten 
und verbessern die Zusammenarbeit der verschiedenen 
Verwaltungsbereiche. Hier ist die Digitalisierung eine 
Riesenchance, um in einer Oberfläche verschiedene di-
gitale Behördengänge zusammenzuführen. 

Überhaupt ist die Digitalisierung der Schlüssel für die so 
dringend notwendigen Vereinfachungen, die zu einer 
bürgernahen, wirtschaftsfreundlichen und schnellen Ver-
waltung führen müssen. Dass so etwas geht, haben wir in 
Niedersachsen Ende 2021 mit Verabschiedung der Digi-
talnovelle der niedersächsischen Bauordnung bewiesen. 
Die Digitalisierung von Baugenehmigungsverfahren wird 
hiernach bis Ende des Jahres verpflichtend, zahlreiche 
materielle Regelungen wurden ebenfalls verabschiedet, 
die allesamt zur Beschleunigung der Genehmigungsver-
fahren in dem Bereich beitragen werden.

Außerdem haben wir bundesgesetzliche Regelungen 
im Landesrecht und wenden die dort geschaffenen Be-
schleunigungsmöglichkeiten konsequent an, zum Bei-
spiel bei Ersatzneubauten, für die Planfeststellungsver-
fahren nicht mehr zwingend vorgeschrieben sind. Ein 
hervorragend funktionierendes Zukunftsprojekt ist auch 
das Building Information Modeling. Diese BIM-Metho-
de beschleunigt – durch digitale Planung – innovative 
Bauprozesse. Unsere Landesbehörde für Straßenbau 
und Verkehr arbeitet bereits seit 2017 mit der BIM-Me-
thode. Derzeit werden 15 Pilotprojekte in elf regionalen 
Geschäftsbereichen durchgeführt. Gerade im Bereich 
des Straßen- und Brückenbaus nimmt Niedersachsen 
eine Vorreiterrolle ein. 

Neben dem Straßenbau ist für uns eine zentrale Ange-
legenheit, Niedersachsens Rolle als Windenergieland 
Nummer 1 auszubauen. Der so genannte Planvorbehalt 
ermöglichte den Gemeinden bisher eine Steuerung des 
Zubaus von Windanlagen. Das heißt: Mit einer positiven 
Standortzuweisung im Plangebiet konnte der übrige 
Planungsraum vom Anlagenzubau freigehalten werden. 
Diese Planung war komplex und fehleranfällig und ver-
langsamte die Verfahren. Mit dem Windflächenbedarfs-
gesetz des Bundes werden den Ländern verbindliche 

Flächenziele vorgegeben. Der 
planerischen Steuerung durch 
die Ausweisung von Wind-
energiegebieten kommt nur 
noch dann Ausschlusswirkung 
zu, wenn die Flächenziele er-
reicht werden. Andernfalls 
sind Windenergieanlagen im 
gesamten Planungsraum privi-
legiert zulässig. Durch die neue 
Planungsmethode wird die Pla-
nung beschleunigt. Auch hier 
bietet die Digitalisierung große Beschleunigungspoten-
ziale. Der aktuelle Gesetzentwurf der Bundesregierung 
zur Stärkung der Digitalisierung im Bauleitplanverfahren 
sieht ein digitales Verfahren als Regelfall vor. Zudem sol-
len Fristen zur Genehmigung verkürzt werden.

Bei allen Vorhaben sollte eins klar sein: Ohne die Kom-
munen und die Einwohnerinnen und Einwohner geht es 
nicht. Wir müssen auf den Dialog setzen, denn der Wi-
derstand gegen Projekte kostet am meisten Zeit. Wenn 
wir Projekte frühzeitig und transparent vorstellen, mini-
mieren wir das Konfliktpotenzial. Das ist der eigentliche 
Beschleuniger für Infrastrukturprojekte.

Der Breitbandausbau stellt eine riesige Herausforde-
rung dar, der sich die Bauwirtschaft stellt. Unsere Un-
ternehmen stellen leider immer wieder fest, dass die 
schnelle Verlegung von Glasfaserkabeln massive Pro-
bleme bereitet. Dies gilt insbesondere für sogenannte 
niedertiefe Verlegungsarten, bei denen die Kabel oft 
nur wenige Zentimeter unter der Oberfläche verlegt 
werden. Schäden bei nachfolgenden Tiefbauarbeiten 
sind hier vorprogrammiert und bereits jetzt tägliche 
leidvolle Praxis. Wir fordern daher einen behutsamen 
Einsatz dieser Verlegetechniken und eine maßgenaue 
Erfassung und Dokumentation der Lage der Kabel, um 
Bauunternehmen, Netzbetreiber und Kunden vor Schä-
den zu bewahren. Wie stehen Sie zu dieser Thematik?

Minister Olaf Lies: Ausbau und Erneuerung unserer In-
frastruktur sind gesellschaftliche Kernaufgaben für die 
kommenden Jahre. Dazu gehört auch und gerade der 
Breitbandausbau. Durch den Einsatz neuer Bauverfahren 
können wir den Ausbau schneller und einfacher machen. 
Das wird aber nur gelingen, wenn wir gemeinschaftlich vor-
gehen: Telekommunikationswirtschaft, Bauunternehmen 
und Verwaltungen.

Die Verlegung in geringerer Tiefe kann nur gelingen, wenn 
dafür klare Regeln bestehen, die allen Beteiligten die not-
wendige Rechtssicherheit geben. Mit der DIN 18220 – an 
der mein Haus aktiv mitwirkt – wird es erstmals ein ver-
bindliches Regelwerk geben. Diese muss aber auch in der 
Praxis umsetzbar sein. Denn häufig liegt es in der Hand 
der jeweiligen Straßenbauverwaltung, beispielsweise 
eine Änderung störender Leitungen anzuordnen, so dass 
ein sicheres und effizientes Arbeiten möglich ist.

Olaf Lies 
Niedersächsischer Minister 

für Wirtschaft, Verkehr, 
Bauen und Digitalisierung
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Der Einsatz neuer Bautechniken erhöht die Bedeutung 
genauer Vermessung und zentraler Dokumentation. 
Auch hier sind wir tätig: Bereits im vergangenen Jahr 
habe ich im Bundesrat gefordert, dass der Bund sein 
Gigabit-Grundbuch auch für die Dokumentation von 
Leitungen nutzbar macht und praxistaugliche Einsichts-
rechte gewährt. Dazu stehen wir mit dem Bund bereits 
in produktivem Austausch und erarbeiten gerade Rege-
lungsvorschläge.

Fest steht aber, dass sich Niedersachsens Weg, die Digi-
talisierung voranzutreiben, in vielen Bereichen auszahlt: 
im Bereich des Einsatzes und der Regulierung neuer 
Bauverfahren sind wir Vorreiter unter den Bundeslän-
dern. Das kann für unsere Bauwirtschaft einen Standort-
vorteil bedeuten: Wer hier früh investiert, kann sich eine 
Spitzenposition im Land und voraussichtlich auch über 
unser Bundesland hinaus erarbeiten. Das Wirtschafts-
ministerium steht für die fachliche Beratung und die 
Herstellung von Kontakten gern zur Verfügung.

Die Landesstraßen in Niedersachsen sind teilweise in 
einem maroden Zustand. Trotzdem sollen die Investi-
tionen beim Landesstraßenbau erheblich gekürzt wer-
den. Bislang lagen diese bei über 100 Mio. €, nunmehr 
sind nur noch 82 Mio. € vorgesehen. 

Wie stehen Sie zu diesem Widerspruch?

Minister Olaf Lies: Niedersachsen als Flächenland ist 
auf eine gute verkehrliche Infrastruktur angewiesen. 
Dafür sind erhebliche Investitionen erforderlich. Das 
kommt nicht nur dem Individualverkehr zugute, sondern 
ist mit Blick auf eine echte Mobilitätswende auch für 
den ÖPNV entscheidend. Auch die angestrebten Ver-
besserungen im Radwegenetz müssen wir im gesamten 
Kontext mitdenken, damit wir einen erheblichen Beitrag 
zum Klimaschutz leisten.

Im Doppelhaushalt 2022/2023 hat die Vorgängerregie-
rung die Mittel für die Landesstraßen und ihre Radwe-
ge ab 2022 stufenweise abgesenkt. Diese Entwicklung 
geht in die falsche Richtung. Wir müssen für den Nach-
trag zu 2023 und den regulären Haushalt ab 2024 eine 
ausgewogenere Finanzierung organisieren. 

Denn eines ist klar: Jeder Euro, der in unsere Infra-
struktur investiert wird, ist gut investiert, denn eine jede 
unterlassene Sanierungsmaßnahme wird in Zukunft zu 
noch höheren finanziellen Belastungen des Landes-
haushaltes führen. Deshalb setze ich mich dafür ein, 
dass die Finanzmittel für Straßen- und Radwegebau 
wieder steigen – und auf höherem Niveau als zuletzt 
verstetigt werden.
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